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Zürich, den 15. November 2000

D~R STADTRAT VON ZÜRICH

an den Gemeinderat

Sehr geeijrteFrau Präsidentin
Sehr geeijrte Damen und Herren

I

Am 17. ~ai 2000 reichten die Gemeinderäte Rolf Andre Siegentha-
ler (SVP) lund Walter Sutter (SVP) folgende Motion GRNr. 2000/230
ein: :

i

~er St.ad.trkt wi~d ~ebeten, eine Vo~lage au~zuarbeiten, w~!che vorsieht, dass
die Knmm~lpollzel als Ganzes an die Hoheit des Kantons ubergeben werden
kann. !

I

Begründ $ g: D!e K~imi alp<?lizei isteineseit.l~31 org~ni~hgewachseneEi~heit. ~ine ~ur

teilweise usgllederungder Knmmalpollzel an den Kanton brIcht diese Ein-
heit auf un dürfte in der Folge im Einsatz schwer lösbare Kompetenz-, Ab-
grenzungs- und Organisationsprobleme mit sich bringen.

Synergien ~n den Bereichen Führung, Ausbildung, Administration und Mate-
rialbeschaqung entstehen bei einer Teilauslagerung einzig beim Kanton. Bei
der Stadt kpnnte demgegenüber sogar ein höherer Aufwand entstehen.

Die vorgesf he ne Überführung bloss der Spezialdienste der städtischen Kri-
~inalpoliz i in das kant.onale P~lizeik.orps hätte~.ie Existe~z ~iner e~st~las-
slgen kant nalen und einer zweitrangigen Stadtzurcher Knmmalpollzel zur
Folge.
Da der E~ nsatZSChwerpunkt der Kriminalpolizei auch unter kantonaler
Führung i Grossraum Zürich liegen dürfte,wäre auch bei einem vollständi-
gen Übert itt der Kriminalpolizei die Sicherheit der Stadtbevölkerung ge-
währleistet~
Das BeiSPi' Deutschland zeigt, dass eine pro Bundeslan9 (sinngemäss kan-
tonal) orga isierte P?li~ei s.~hr gut fun~tioniert. ~icht zul~tztdas Beispiel ~er
deutschen andesknmmalamter hat die Schweizer Arbeitsgruppe «Avernr»
dazu bewo en, dieses Modell auf Stufe Bund zu propagieren. Es ist nicht ein-
zusehen, w shalb im Kanton Zürich dieser Vorschlag nicht übernommen wer-
den sollte.

!

Nach § 9~ der Geschäftsordnung des Gemeinderates (GeschO GR)
sind Moti nen selbständige An~räge, die den Stadtrat verp~ichten,
den Entw rf für den Erlass, die Anderung oder Aufhebung emes Be-
schlusses ~orzulegen:. der in d~e Zuständigkeit der Gemeinde oder
des Gem~inderates fallt. Gemass Art. 91 Abs. 2 GeschO GR hat der
Stadtrat i~nerhalb von sechs Monaten seit Einreichung eine schrift-
liche Begtündung zu geben, wenn er die Entgegennahme einer Mo-
tion ablelint:

I

Gemäss~74 Abs. 1 Gemeindegesetz steht der Exekutive bzw. dem
Stadtrat nter anderem die Besorgung der gesamten Ortspolizei zu.
Er hat für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung
und für d~e Sicherheit von Personen und Eigent~m ~eg~n ~chädi-
gungen jt1der Art zu sorgen und alle Vorkehrenfur die richtige Er-
füllung d~r Aufgaben der Ortspolizei auf allen Verwaltungsgebieten
zu treffe~. Die Kriminalpolizei bildet Teil der Ortspolizei (H.R.,

,



Thalmann, Kommentar zum Zürcher Gemeindegesetz, Wädenswil
2000, N 2.2. zu § 74: Urteil des Schweizerischen Bundesgerichts vom
18. Oktober 1994 i. S. F.H.s. betreffend Ungültigerklärung einer Ein-
zelinitiative). Auch §§ 22ff. der kantonalen Strafprozessordnung
(StPO) gehen davon aus, dass den Organen der Orts- und Gemein-
depolizei unter anderem die Aufgabe zukommt, die strafbaren Hand-
lungen zu erforschen, die Beweise dafür zu sammeln und der zustän-
digen Untersuchungsbehörde über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit
Bericht zu erstatten.
Mit der vorliegenden Motion wird beabsichtigt, die kriminalpolizei-
lichen Aufgaben integral dem Kanton zu überbinden. Ein~ solche
«Vorlage» auf Gemeindeebene würde jedoch -wie oben aufgezeigt
-dem Gemeindegesetz und der Strafprozessordnung und somit kan-
tonalem Recht widersprechen und wäre deshalb widerrechtlich. Es
liegt nicht in der Kompetenz einer Gemeinde, den Auftrag gemäss
der vorliegenden Motion zu erfüllen. Eine Änderung von § 74 Abs.1
Gemeindegesetz oder der Strafprozessordnung könnte nur mit einer
Behördeninitiative angeregt werden. In diesem Zusammenhang ist
darauf hinzuweisen, dass beim Kanton zurzeit eine Volksinitiative
hängig ist, die die Schaffung einer einheitlichen Polizei im Kanton
Zürich verlangt bzw. noch über die Forderung der vorliegenden
Motion hinausgeht.
Aus den erwähnten Gründen kann der Vorstoss der Motionäre
gemäss Art. 90 der GeschO des Gemeinderates nicht mit einem Be-
schluss der Gemeinde oder des Gemeinderates erfüllt werden, so
dass er in der Form der Motion nicht zulässig ist und diese als solche
nicht überwiesen werden kann. Der Stadtrat .lehnt deshalb die Ent-
gegennahme der Motion ab.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Im Namen des Stadtrates
der Stadtpräsident

Josef Estermann
der Stadtschreiber

Martin Bronner


